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Zuverlässigkeitsüberprüfungen bei Großveranstaltungen

Anlässlich der Fußball­WM 2006 wurden im Rahmen der Akkreditierung umfassende
Zuverlässigkeitsüberprüfungen nach einem auf Verwaltungsebene festgelegten Verfahren durchgeführt.
Dabei wurde auf die Datenbestände der Polizei­ und Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder
zurückgegriffen. Dieses gesetzlich nicht vorgesehene Verfahren soll nunmehr beliebigen weiteren
Veranstaltungen als Vorbild dienen.

Solche Zuverlässigkeitsüberprüfungen greifen in das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung ein.
Grundrechtseingriffe dürfen nicht unter Umgehung gesetzlicher Vorschriften durchgeführt werden, die
Voraussetzungen und Begrenzungen solcher Verfahren regeln. Die Sicherheitsüberprüfungsgesetze des
Bundes und der Länder sind für die Durchführung von allgemeinen Zuverlässigkeitsprüfungen, z. B.
anlässlich von Veranstaltungen, nicht einschlägig. Eine generelle rechtliche Grundlage für
Zuverlässigkeitsüberprüfungen besteht außerhalb der spezialgesetzlichen Bestimmungen nicht.

Einwilligungen können – auch wenn die Betroffenen über die Umstände informiert wurden – diese
Maßnahme alleine nicht legitimieren. Dies nicht nur deshalb, weil Betroffene oft Nachteile befürchten
müssen, wenn sie die Einwilligung verweigern und insoweit eine echte Freiwilligkeit fehlt. Viele Regelungen
zu Überprüfungsverfahren verlangen – zusätzlich – zu den materiellen und verfahrensrechtlichen
Regelungen die Mitwirkung der betroffenen Personen in Form einer schriftlichen Erklärung bei der
Einleitung einer solchen Überprüfung. Außerdem sollen die Vorschriften ein transparentes Verfahren
gewährleisten, in dem u. a. die Rechte Betroffener geregelt sind, so etwa das Recht auf Auskunft oder
Anhörung vor negativer Entscheidung. Diese flankierenden Schutzmechanismen sind bei
Überprüfungsverfahren unerlässlich.


